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Aufstellung des Bebauungsplans „Missionshaus Sankt Wendel und östliche

Missionshausstraße“ mit paralleler Teiländerung des Flächennutzungsplans, Kreisstadt St.

Wendel, Stadtteil St. Wendel

Hier: Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1

BauGB sowie Abstimmung mit den Nachbargemeinden gem. § 2 Abs. 2 BauGB

Ihre E-Mail vom 22.03.2024 mit der Bitte um Stellungnahme

Der Stadtrat der Kreisstadt St. Wendel hat das Verfahren zur Aufstellung des

Bebauungsplanes „Missionshaus Sankt Wendel und östliche Missionshausstraße“ im

Stadtteil St. Wendel sowie zur parallelen Teiländerung des Flächennutzungsplanes

eingeleitet.

Das Plangebiet umfasst eine Größe von ca. 26 ha. Neben einer Umnutzung des

Missionshauses ist der Neubau von Gebäuden mit Zufahrten, Stellplätzen, weiteren

Nebenanlagen etc. sowie der Bau einer Tiefgarage im Umfeld des Missionshauses geplant.

Für die bestehenden und neuen Gebäude ist eine Nutzung als Wohnraum, für Tourismus,

Kultur, Dienstleister, Gesundheit und Pflege sowie für Bildungs- und Betreuungsangebote

angedacht. Des Weiteren ist im Nordosten des Geltungsbereichs eine Nutzung einer

vorhandenen Waldfläche für touristisch genutzte Tiny-Häuser/ Baumhäuser vorgesehen.

Im westlichen Teil des Plangebietes soll ein Wohngebiet entstehen.

Zu der o.g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung und bitten, die aufgeführten Hinweise

und Anmerkungen zu berücksichtigen:
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Natur- und Artenschutz

Flächennutzungsplan-Teiländerung

Unter Berücksichtigung der §§ 18 Abs. 1 und 13 bis 17 BNatSchG i.V.m. § 1a Abs. 3 BauGB

ist im Bauleitplanverfahren unter Anwendung der Eingriffsregelung über die Belange des

Naturschutzes und der Landschaftspflege in der Abwägung (§§ 1 und 1a BauGB) zu

entscheiden. Das bei der Bauleitplanung zu beachtende Vermeidungsgebot (§1a Abs. 2

BauGB) macht es erforderlich, dass mit der FNP-Teiländerung eine Untersuchung

alternativer Standorte zu erfolgen hat (vgl. auch Vorgabe nach Anlage 1, Punkt 2 d) zum

BauGB). Dabei ist der Standort zu wählen, mit dem das verfolgte Ziel (Ausweisung von

Flächen für die bedarfsgerechte Wohnhausbebauung) auf landschafts- und

naturschonendste Weise verwirklicht werden kann.

In der Begründung zum B-Plan/ zur FNP-Teiländerung wurde – mit Verweis auf die

Standortbindung an das Missionshaus – auf eine Alternativenprüfung verzichtet. In Bezug

auf die Umnutzung der Bestandsgebäude sowie die geplanten Gebäude und Nutzungen im

direkten Umfeld des Missionshauses – auch vor dem Hintergrund, dass hier z.T. bereits

baulich vorbelastete Flächen genutzt werden – ist dies nachvollziehbar (Bereich gemischte

Baufläche und Sonderbaufläche). Anders verhält es sich mit der geplanten Wohnbaufläche

im Westen des Plangebietes, welche auf der bisher gänzlich unbebauten Grünlandfläche

(mit eingelagerten Gehölzen) südlich der Missionshausstraße sowie im randlichen Bereich

einer Waldfläche nördlich der Missionshausstraße geplant ist.

Die geplante Wohnbaufläche umfasst eine Größe von ca. 4,6 ha. Die Schaffung neuen

Wohnraumes kann theoretisch auch an anderer – möglicherweise naturverträglicherer –

Stelle erfolgen und ist nicht zwingend an die Örtlichkeit Missionshaus gebunden. Daher

wird angeraten, zum einen den Bedarf für neuen Wohnraum sowie die noch bestehenden

Kapazitäten in der Stadt St. Wendel darzulegen. Zum anderen sollte eine

Standortalternativenprüfung zur Erfüllung dieses Bedarfs ergänzt werden, um zu prüfen,

ob gegenüber der Bebauung einer großen zuvor unversiegelten Fläche eine konfliktärmere/

naturverträglichere Variante gefunden werden kann. Nach § 1a Abs. 2 BauGB ist zu

untersuchen, ob Möglichkeiten der Wiedernutzbarmachung von bereits bebauten Flächen,

Nachverdichtungen oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung bestehen, wobei mit

Grund und Boden grundsätzlich sparsam umzugehen ist.

Landschaftsschutzgebiet

Der nördliche Randbereich des Geltungsbereichs überschneidet sich mit dem

Landschaftsschutzgebiet LSG-L_02_08_14 (Landschaftsschutzgebiet im Landkreis St.

Wendel – in der Stadt St. Wendel). Die genaue Abgrenzung des LSG wird (aufgrund von

Unstimmigkeiten zwischen der Abgrenzung im Geoportal und in der Verordnung) noch

durch das MUKMAV geprüft und im weiteren Verfahren klargestellt. Ebenso wird – je nach

finaler Abgrenzung und je nachdem, ob die betreffenden Flächen tatsächlich baulich in

Anspruch genommen werden – die Notwendigkeit einer Ausgliederung geprüft.
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Bebauungsplan:

Unter Berücksichtigung des § 18 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. § 1a Abs. 3 BauGB ist im

Bebauungsplan unter Anwendung der Eingriffsregelung über die Belange des

Naturschutzes und der Landschaftspflege in der Abwägung (§§ 1 und 1a BauGB) zu

entscheiden. Dazu gehören Entscheidungen über Festsetzungen nach § 9 BauGB, die der

Bewältigung der mit dem Bauleitplan vorbereiteten Beeinträchtigungen von Natur und

Landschaft dienen (Vorkehrungen zur Vermeidung von Beeinträchtigungen unter

Berücksichtigung von Planungsalternativen im Plangebiet, Kompensationsmaßnahmen

nach Art und Umfang). An diesen Aspekten ist auch der Untersuchungsumfang und

Detaillierungsgrad der Umweltprüfung zu orientieren. Des Weiteren sind die

artenschutzrechtlichen Vorschriften nach § 44 BNatSchG zu beachten.

Schutzgebiete nach § 23 bis 26 BNatSchG sind – bis auf das o.g. Landschafts-

schutzgebiet – nicht betroffen. Im Süden des Geltungsbereichs befindet sich ein im

Rahmen der saarländischen Biotopkartierung erfasstes nach § 30 BNatSchG i. V. m. § 22

SNG gesetzlich geschütztes Biotop (GB-6509-0194-2015, Bach mit Ufergehölz und feucht-

nassem Ruderalsaum bzw. linienförmiger Hochstaudenflur), welches im B-Plan zum Erhalt

festgesetzt wird. Weitere gesetzlich geschützte Biotope oder FFH-Lebensraumtypen sind

innerhalb des Plangebietes laut der amtlichen Biotopkartierung nicht bekannt.

Laut den Unterlagen wurde bisher eine erste Biotop- und Habitatpotenzialanalyse

durchgeführt, anhand derer ein Untersuchungsprogramm erstellt wurde (S. 21 & 22 in der

Begründung zum B-Plan). Dieses umfasst:

 Biotopkartierung und Vegetationserfassung (inkl. Bewertung LRT-Qualifizierung;

ich weise darauf hin, auch eine mögliche Einstufung von Flächen als gesetzlich

geschütztes Biotop mit zu berücksichtigen)

 Vögel (Revierkartierung nach Südbeck et al. 2005, Horstkartierung,

Gebäudeprüfung)

 Fledermäuse (stationäre Detektorerfassungen, je nach Aktivitätsspektren auch

Netzfänge, ggf. dann auch Quartiersuche mittels Telemetrie; Netzfänge (plus ggf.

Quartiersuche) sind aus Sicht der Unteren Naturschutzbehörde

höchstwahrscheinlich im Bereich der betroffenen Waldflächen angezeigt)

 Amphibien (Bereich Wendelsborn)

 Reptilien (Transektbegehungen im Bereich von Erwartungshabitaten, wenn

angezeigt auch weitere Erfassungen)

 Tagfalter (Transektbegehungen im Bereich von Erwartungshabitaten, wenn

angezeigt auch weitere Erfassungen)

 xylobionte Käfer (falls Altbestände betroffen sind)
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Bzgl. der Vögel und Fledermäuse sind zudem Erfassungen zur Klärung einer möglichen

Nutzung der Gebäude vorgesehen sowie Kontrollen von Altbäumen auf Höhlen und

sonstige als Quartier nutzbare Strukturen. Die letzteren Kontrollen sollten nicht nur bei

Altbäumen, sondern generell bezogen auf den Baumbestand (also auch jüngere und

mittelalte Bäume) durchgeführt werden.

Das vorgeschlagene Untersuchungsprogramm (zuzüglich unserer o.g. Anmerkungen) ist

vollumfänglich geeignet, gemäß § 2 Abs. 4 BauGB die mit dem Vorhaben verbundenen,

voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen zu ermitteln und im Umweltbericht zu

beschreiben und zu bewerten. Dies schließt auch die Bewertung eines möglichen

Verstoßes gegen die Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 NatSchG bzw. die ggf. erforderliche

Entwicklung geeigneter Vermeidungs-/ Verminderungs-/ oder (vorgezogener)

Ausgleichsmaßnahmen mit ein.

Des Weiteren weisen wir auf die Berücksichtigung der Auswirkungen des Vorhabens auf

das Landschaftsbild im Rahmen der Erstellung des Umweltberichtes hin und regen daher

eine detaillierte Betrachtung der (möglichen) Landschaftsbildbeeinträchtigungen an –

insbesondere im Hinblick auf die geplante großflächige Bebauung einer bisher unbebauten

Fläche entlang der Missionshausstraße hinauf zum Missionshaus.

Im Rahmen des weiteren Verfahrens sind im Umweltbericht die Eingriffsbewertung, die

Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung und die Ausgleichsplanung erstellen/ darzulegen. Die

notwendigen Vermeidungs-, Verminderungsmaßnahmen und die (möglichen

vorgezogenen) Ausgleichsmaßnahmen detailliert zu beschreiben und als Festsetzungen in

den B-Plan aufzunehmen.

Für die Ausgleichsmaßnahmen und ggf. notwendige externe Ersatzmaßnahmen sollte eine

Sicherung mit geeigneten rechtlichen Instrumenten erfolgen. Sofern erforderlich, sind die

Maßnahmen zur Überwachung der Umweltauswirkungen und Monitoringmaßnahmen (z.B.

bei notwendigen funktionalen oder vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen) zu

beschreiben.

Wasser

Bodenschutz und Geologie

Vorsorgender Bodenschutz

Die Planung in einem Geltungsbereich von ca. 26,0 ha sieht neben der

Wiedernutzbarmachung der aufgegebenen Flächen u.a. die Ausweisung eines ca. 4,6 ha

großen Wohngebietes im Außenbereich am westlichen Rand sowie eine Wohnbebauung

nördlich der Missionshausstraße vor, so dass ein erheblicher Verlust an natürlichen

Bodenfunktionen durch Überbauung und Versiegelung vorbereitet wird. Gesetzliche

Vorgaben zum sparsamen und schonenden Umgang mit dem Boden sind sowohl in § 1

BBodSchG als auch in der Bodenschutzklausel des § 1a Abs. 2 BauGB normiert. Bei der

Bauleitplanung sind weiterhin auch die Regelungen des § 1 Abs. 2 SBodSchG zu beachten,

wonach vor einer Inanspruchnahme von unbebauten Flächen auch eine Wiedernutzung

von ehemals genutzten und bereits versiegelten, baulich veränderten oder bebauten

Flächen zu prüfen ist. Die Notwendigkeit einer Umwandlung landwirtschaftlich oder als
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Wald genutzter Flächen sowie die Inanspruchnahme funktional hochwertiger Böden i.S.

des § 2 Abs. 2 Nr. 1 BBodSchG bedürfen einer hinreichenden Begründung.

Das Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB indiziert bei der Aufstellung von

Bauleitplänen in der Regel sowohl eine Prüfung des Baulandbedarfes als auch eine

Berücksichtigung von Standortalternativen. Im vorgelegten Planverfahren wird lt.

Begründung eine Alternativenprüfung angesichts der Standortbindung an die baulichen

Anlagen des Missionshauses für nicht sinnvoll erachtet. Bzgl. der Revitalisierung und

Umnutzung des historischen Geländes im zentralen Geltungsbereich kann daher aus

nachvollziehbaren Gründen die Würdigung weiterer Planungsoptionen entfallen. Für die

Festsetzung eines Wohngebietes in der westlichen Peripherie des Plangebietes ohne

unmittelbaren räumlichen Zusammenhang zum historischen Missionshausensemble kann

die genannte Begründung aus Sicht des vorsorgenden Bodenschutzes jedoch nur bedingt

in Geltung gebracht werden. Wir bitten, die Notwendigkeit einer Inanspruchnahme

natürlicher Böden im westlichen Planbereich für eine Wohnbebauung unter

Berücksichtigung bestehender Standortalternativen hinreichend zu prüfen und zu

begründen. Im Hinblick auf die topographische Situation ist zu bedenken, dass eine

zweckmäßige Nutzung für Bauzwecke umfangreiche Geländemodellierungen, d.h.

Abgrabungen und Aufschüttungen erfordert, so dass bereits im Zuge der Baureifmachung

der Flächen erhebliche Eingriffe in das Schutzgut Boden zu erwarten sind.

Nachsorgender Bodenschutz

Für das Plangebiet weist das Kataster über Altlasten und altlastverdächtige Flächen eine

altlastverdächtige Altablagerung mit der Kennziffer WND_6970 „Deponie Missionshaus -

St. Wendel“ auf. Es handelt sich um eine ehem. Erdmassen und Bauschuttdeponie, die von

1972 bis 1978 vom Missionshaus - St. Wendel betrieben wurde.

In der Begründung zum Bebauungsplan unter dem Punkt „Bedingte Zulässigkeit“, als auch

unter dem Punkt „Umweltzustand / -merkmale und voraussichtlich erhebliche

Umweltauswirkungen - Schutzgut Boden“ wird bereits diese Altablagerung beschrieben.

Die Belange des Nachsorgenden Bodenschutzes werden im vorliegenden BBP ausreichend

berücksichtigt. In dem FNP finden sich jedoch keine Informationen zu dieser

altlastverdächtige Altablagerung. Hier sind diese Informationen zu ergänzen.

Gewässerschutz

Die Entwässerung soll im modifizierten Trennsystem erfolgen. Das Schmutzwasser

(häuslich und gewerblich) ist in die örtliche Kanalisation einzuleiten. Das

Niederschlagswasser ist innerhalb des Geltungsbereiches in ausreichend dimensionierten

zentralen und dezentralen Anlagen zwischenzuspeichern und gedrosselt in die

vorhandenen Vorfluter einzuleiten. Verschmutztes Niederschlagswasser ist dabei

vorzubehandeln.

Eine Versickerung scheidet aufgrund des anstehenden Bodens aus. Daher werden

vorrangig reine Speicher-/Rückhaltebecken vorgesehen. Aufgrund der topografischen

Geländeverhältnisse (steile bis sehr steile Hänge) werden vorerst auch keine Erdbecken,

sondern nur unterirdische Speicher-/Rückhaltebecken in Massivbauweise vorgesehen.
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Niederschlagswässer sollen innerhalb des Geltungsbereichs in Speicher-

/Rückhaltebecken zwischengespeichert und gedrosselt in die Gewässer „Flurgraben“

(nördlich des Geltungsbereichs) und „Wendelsborn“ (südlich des Geltungsbereichs)

eingeleitet werden.

Für die Einleitung des Niederschlagswassers über gemeinsame Anlagen in die beiden

Gewässer ist eine wasserrechtliche Erlaubnis gem. § 10 WHG beim LUA zu beantragen.

Lärmschutz

Gegen die Aufstellung des B-Plans bestehen von Seiten des Lärmschutzes keine Bedenken.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag

 elektr. gez.

Edgar Weiß








